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Unterstützung der  Entwicklung des Standorts Pferdesportpark 
Berlin Karlshorst als Bestandteil des Volksparks Wuhlheide

Beratungsfolge:

Datum                  Gremium  /  Ergebnis

25.10.2012 BVV BVV-013/VII

Die Bezirksverordnetenversammlung wolle beschließen:

das Bezirksamt wird ersucht,

1. die Entwicklung des Pferdesportparks Berlin Karlshorst als Bestandteil des Volksparks 
Wuhlheide bei dem Vorhaben „Anbindung der Trabrennbahn durch Reitwege an die 
Wuhlheide“ zu unterstützen.

2. mit dem Bezirk Treptow-Köpenick, den Berliner Forsten und der TLG gemeinsam mit den 
Projektbearbeitern nach Lösungen zu suchen, um den Pferdesportpark an die Wuhlheide 
anzubinden und so die Attraktivität für auch für Besucher des Volksparkes Wuhlheide zu 
erhöhen.

Begründung

Das Bezirksamt hat im Jahre 2011 das Projekt „Entwicklung des Standorts Pferdesportpark 
Berlin Karlshorst als Bestandteil des Volksparks Wuhlheide - Projektmanagement für Marketing 
und Akquisition nachhaltiger Nutzungen und zur Schaffung von Arbeitsplätzen in der 
Tourismuswirtschaft“ initiiert Es wurde in das Bezirkliche Bündnis für Wirtschaft und Arbeit 
aufgenommen.

Seit diesem Zeitpunkt bemühen sich die Projektverantwortlichen, entsprechend der 
Projektbeschreibung, auch um eine Anbindung des Pferdesportparks an den Volkspark 
Wuhlheide. Die Erreichung dieses Zieles erweist sich aus den verschiedensten Gründen 
(Flächeneigentümer, Zuständigkeiten, Planungen) als äußerst schwierig.

Insbesondere die Schaffung von Reitwegen ist nach wie vor nicht geklärt.

Bisherige positive Signale und die Unterstützung durch das Lichtenberger Bezirksamt müssen 
offenbar zur Lösung der strittigen Fragen soweit konkretisiert werden, dass es zu belastbaren 
Vereinbarungen kommt.

Initiator: Fraktion DIE LINKE.


